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Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 40. 


(Nr, 8077.) Vertrag zwiſchen Preußen und Bremen wegen Durchfuhrung der Venlo. 
Hamburger Eiſenbahn durch das Bremiſche Gebiet. Vom 1. Juli 1872. 


Sau Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, und der Senat 
der freien Hanſeſtadt Bremen, von dem Wunſche geleitet, die Eiſenbahnver⸗ 
bindungen zwifchen: den beiderſeitigen Staatsgebieten zu vermehren, haben zum 
Zwecke einer hierüber zu treffenden Vereinbarung zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober⸗Finanzrath Ernſt Eduard 
Hitzigrath und ; 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Hermann Dudden⸗ 
hauſen, ſowie ; 
Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Adolph Scholz; 
der Senat der freien Hanſeſtadt Bremen: | 
den Senator Friedrich Ludolph Grave unb 
den Regierungsſekretair Dr. Diedrich Ehmck, 


welche vorbehaltlich der Ratifikation folgenden Vertrag abgeſchloſſen haben. 


Artikel J. 


Die Königlich Preußiſche Regierung und der Senat der freien Hanſeſtadt 
Bremen verpflichten fid) wechſelſeitig, der Cöln⸗Mindener Eiſenbahn elch, 
welche die Konzeſſion zum Bau un Betriebe einer Eiſenbahn von Venlo über 
Osnabrück nach Hamburg erhalten hat, die Durchführung dieſer Bahn durch 

das Bremiſche Staatsgebiet zu geſtatten. 


Artikel I. 


Die Bahnanlage im Bremiſchen Staatsgebiet foll; ſoweit nicht das König. 

lich Preußiſche Miniſterium für Handel, Gewerbe und DN Ce 

der Senat ber freien Hanſeſtadt Bremen im Einvernehmen mit einander nach⸗ 
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tägliche Abänderungen und Ergänzungen genehmigen oder anordnen, nach ben 
Bauprojekten erfolgen, welche bei den bezüglichen Vertragsverhandlungen zwiſchen 
Bremen und der Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft als maßgebend ange⸗ 
nommen ſind, wonach die Einmündung der Bahn in das Bremiſche Gebiet bei 
„ reſp. Sebaldsbrück und die Ausmündung zwiſchen Oberneuland und 


agehorn erfolgen ſoll. 
oi : Artikel III. 


Behufs dieſer Bahnanlage verleiht der Senat der freien Si e Bremen 
der Góln » Mindener Eiſenbahngeſellſchaft nach Maßgabe ihres Geſellſchafts⸗ 
ſtatuts auch im Bremiſchen Gebiete die Rechte einer Korporation und bie Be- 
fugi zur Expropriation. Die Geſellſchaft ſoll jedoch nach wie vor ihr Domizil 
und den Sitz ihrer Verwaltung in Preußen behalten und, ungeachtet der Aus⸗ 
dehnung ihres Unternehmens auf das Bremiſche Gebiet, in Bezug auf alle 
Maßnahmen, welche die Verhältniſſe der Geſellſchaft als ſolcher und die Beauf- 
EUR ei und Verwaltung ihrer Unternehmungen im Allgemeinen betreffen, 
lediglich von der Königlich Preußiſchen Regierung reſſortiren. Insbeſondere 
ſollen die Beſtätigung künftiger Abänderungen der Geſellſchaftsſtatuten, die Ge⸗ 
nehmigung der Erweiterung des Unternehmens, der Emiſſion neuer Stamm⸗ 
aktien und Prioritäts⸗ Obligationen, die Dotirung des Reſerve- und Erneuerungs⸗ 
fonds lediglich der Königlich Preußiſchen Regierung anheimgeſtellt bleiben. 


Artikel IV. 


Ingleichen ſoll die Genehmigung und die Abänderung der Fahrpläne, ſowie 
die Genehmigung der Tarife und Tarif-Abänderungen auch für die auf Bremi⸗ 
fhem: Gebiete belegene Strecke der Venlo⸗Hamburger Eiſenbahn lediglich und 
allein der Königlich Preußiſchen Regierung zuſtehen, welche den Intereſſen Brez 
mens jede mit den öffentlichen Verkehrsintereſſen vereinbarliche Berückſichtigung 
gewähren wird. 

i ME wird die Königlich Preußiſche Regierung, welche der Cöln⸗ 
Mindener Eiſenbahngeſellſchaft für den Güterverkehr die Ausführung einer 
direkten Verbindungsbahn von Hemelingen n: Sagehorn geſtattet hat, bie 
Cöln⸗Mindener Eiſenbahnverwaltung anhalten „die fahrplanmaͤßigen SDerfonens; 
Schnell- und Kurierzüge, welche auf der Venlo-Hamburger Gifénbabm in der 
einen oder anderen Richtung über Bremen hinausgehen, auf der im Artikel II. 
des gegenwärtigen Vertrages bezeichneten Bahnlinie durch das Bremiſche Gebiet 
zu führen, inſoweit nicht nach dem Ermeſſen der Königlich Preußiſchen Regie⸗ 
rung durch die öffentlichen Verkehrsintereſſen andere Dispoſitionen erfordert 
werden. ) S 

Außer den im Artikel 10. des Staatsvertrages zwiſchen Preußen und 
Hamburg vom 18. März 1868. vereinbarten, zwiſchen dem Rhein und Ham⸗ 
burg durchzuführenden Zügen follen zwiſchen Bremen und Hamburg, ſoweit 
das Bedürfniß des Verkehrs es erfordert, beſondere Lokalzüge eingerichtet werden, 
und täglich in der Zeit von 6 Uhr Vormittags bis 11 Uhr Abends in jeder 
von beiden Richtungen wenigſtens eine viermalige Perſonenbeförderung leinſchließ⸗ 
lich der in dieſe Tageszeit fallenden durchgehenden Züge) ſtattfinden. 


g 
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Bezüglich der Tarife wird insbeſondere beſtimmt, daß bie Cöln- Mindener 
Eiſenbahngeſellſchaft auf ihrer Vals ee im Verkehre mit Bremen 
ſowohl im Binnen- als im durchgehenden Verkehre keine höheren Tarifeinheits⸗ 
ſätze in Anwendung bringen darf, als auf ihrer Stammbahnſtrecke Cöln⸗Minden 
jeweilig Geltung ben werden. Die Strecke Va roni ift bei dieſer 
Tarifberechnung höchſtens zu einer a von drei Meilen in Anſatz zu bringen. 
Ferner foll die Geſellſchaft auf ihrer Venlo⸗Hamburger Bahn die Tarife für 
den Verkehr nach und von Bremen thunlichſt nach denſelben Grundſätzen wie 
die Tarife für den Verkehr nach und von Hamburg normiren und für Aus⸗ 
nahmen von dieſer Regel der Genehmigung des Königlichen Handelsminiſteriums 


bedürfen. 
Artikel V. 


Die Landeshoheit verbleibt in Anſehung der Bahnſtrecke im Bremiſchen 
Gebiete ausſchließlich der freien Hanſeſtadt Bremen. 

Dem Senate iſt es vorbehalten, d Regelung des Verkehrs zwiſchen ihm 
und der Geſellſchaft, ſowie zur Handhabung der ihm zuftändigen Aufſichts⸗ und 
Hoheitsrechte, einen beſonderen Kommiſſarius zu beſtellen. Derſelbe hat die Be⸗ 
ziehungen des Senats zu der Eiſenbahnverwaltung in allen Fällen wahrzunehmen, 
die nicht zum direkten gerichtlichen oder polizeilichen Einſchreiten der kompetenten 
Behörden geeignet ſind. 3 ; ; 
Wiegen aller Entſchädigungsanſprüche, die aus Anlaß der Eiſenbahnanlage 
im Bremiſchen Gebiete oder des Betriebes derſelben gegen die Cöln⸗Mindener 
Eiſenbahngeſellſchaft erhoben werden möchten, hat die Geſellſchaft ſich der Bre⸗ 
miſchen Gerichtsbarkeit zu unterwerfen. 


Artikel VI. 


Die Eiſenbahnbeamten ſind während ihres Aufenthaltes auf Bremiſchem 
Gebiete den Bremiſchen Geſetzen und Anordnungen unterworfen; jedoch ſollen 
die Beamten, welche beim Bau und Betrieb der Bahn im Bremiſchen Gebiete 
ſtationirt werden, dadurch keine Aenderung ihrer Unterthanenverhältniſſe erleiden 
und, wenn fie nicht Bremiſche Staatsangehörige find, während ihres dienſtlichen 
Aufenthaltes nur denjenigen Steuern un Perſonallaſten unterworfen ſein, welche 
nach den Bremiſchen Geſetzen unter gleichen Zeie für alle eine Geſchäfts⸗ 
oder Erwerbsthätigkeit ausübende Fremde zur Anwendung kommen. 


Artikel VII. 
„Für die Bahnpolizei find die bezüglichen Reichsverordnungen maßgebend; 
über die etwa zu ere werden beide Regierungen 
vor dem Erlaſſe fid) benehmen und gleichlautende Beſtimmungen zu erzielen ſuchen. 

Artikel VIII. 

Die Regelung der Zollverhältniſſe erfolgt nach Maßgabe der zwiſchen den 
Zollvereinsſtagten und der freien Hanſeſtadt Bremen abgeſchloſſenen Verträge 
vom 26. Januar 1856., 14. Dezember 1865. und der zu dieſen Verträgen ge⸗ 
hörenden enabreden und Ausführungsvorſchriften, ſowie nach 1 Ver der 
von dem Bundesrathe des Deutſchen Reichs wegen "oan dieſer -— 

Gr. 8077.) au 


ae 
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auf die im Bremiſchen Gebiete liegende Bahnſtrecke bereits erlaſſenen oder noch 
zu erlaſſenden Anordnungen. 


Artikel IX. 


In Betreff der Telegraphenverwaltung ſoll die Cöln⸗Mindener Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft verpflichtet ſein, ſowohl unentgeltlich zu geſtatten, daß längs der Bahn 
Staatstelegraphen unter den von der Deutſchen Reichsregierung feſtzuſetzenden 
Bedingungen angelegt werden, als auch nach Maßgabe der Anordnungen der 
Reichsregierung auf den Bahntelegraphen Staats- und Privatdepeſchen zu befördern. 


Artikel X. a 

Für Kriegsbeſchädigungen und Demolirungen, mögen folde vom Feinde 
ausgehen oder im Intereſſe der Landes vertheidigung veranlaßt werden, foll die 
Geſellſchaft weder vom Staate noch vom Reiche einen Erſatz in Anſpruch 


nehmen können. 
Artikel XI. 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird von dem Unternehmen der 
Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft einſchließlich der im Bremiſchen Gebiete 
belegenen Bahnſtrecke nach Maßgabe ihrer Geſetze vom 30. Mai 1853. und 
21. Mai 1859., (e der dazu ergebenden abändernden und ergänzenden Be- 
ſtimmungen eine Eiſenbahnabgabe erheben. Von demjenigen Theile dieſer Abgabe, 
welcher durch die Betriebsergebniſſe der Bahn von Venlo über Osnabrück nach 
Bremen und Hamburg einſchließlich der Zweigbahn nach Sagehorn, ſowie der 
Zweigbahn von Haltern nach Eſſen beziehungsweiſe Gelſenkirchen aufkommt, wird 
die GE Preußiſche Regierung diejenige Quote, welche bei Repartition nach 
Verhältniß der Länge dieſer Bahnen ſich fit die im Bremiſchen Gebiet gelegene 
Bahnſtrecke von Beginn des auf die Betriebseröffnung der ganzen Bahnlinie 
Venlo⸗Hamburg folgenden Kalenderjahres ab ergeben wird, alljährlich an den 
Senat der freien Hanſeſtadt Bremen überweiſen, und an die von ihm zu bezeich⸗ 
nenden Einnahmeſtellen abführen laſſen. : 

Der Senat der freien Hanſeſtadt Bremen wird dagegen bie Cöln⸗Mindener 
Ae von allen anderen Abgaben freilaſſen, namentlich von der⸗ 
ſelben kein Konzeſſionsgeld fordern, auch N va ihres Bahneigenthums und 
Bahnbetriebes auf Bremiſchem Gebiete weder Grundſteuer, noch Gewerbe- und 
Einkommenſteuer in Anſpruch nehmen. 


lan; | Artikel XII. T 
Sollte die Königlich Preußiſche Regierung dereinft, fei es auf Grund des 

y 42. ihres Geſetzes über die Eifenbahn- Unternehmungen vom 3. November 
838., oder im Wege des Vertrages oder aus ſonſtigem Rechtstitel die Venlo⸗ 
Hamburger Eiſenbahn erwerben, ſo wird, in Anſehung der im Bremiſchen Ge⸗ 
biete belegenen Strecke dieſer Bahn, der Senat der e 9 6 Ap remen 
hierzu die Zuſtimmung nicht verſagen, ſoll aber zugleich berechtigt ſein, alsdann 
t jeder Zeit von der Königlich Preußiſchen Regierung die Uebertragung des 
igenthums der im Bremiſchen Gebiete liegenden Bahnſtrecke gegen Erſtattung 
eines nach Verhältniß des Anlagekapitals zu berechnenden Theiles des aufge⸗ 
) wen» 
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wendeten Erwerbspreiſes zu verlangen. Sowohl für diefen Fall, als auch wenn 
es ſonſt vorkommen möchte, daß die der Geſellſchaft ertheilten Konzeſſionen in 
dem einen oder in dem anderen Gebiete, oder in beiden Gebieten erlöſchen, ſind 
beide Hohe kontrahirende Regierungen einverſtanden, daß der einheitliche Betrieb 
der Bahn nicht aufhört, und werden deshalb ſofort das Nöthige vereinbaren, 
um den Betrieb für beide Gebiete im Zuſammenhange nach dem Zwecke und 
den Modalitäten dieſes Vertrages ununterbrochen fortzuſetzen. 


Artikel XIII. 


a ke: Vertrag foll zur Ertheilung der Eingangs vorbehaltenen 
Ratifikation vorgelegt und die Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden binnen 
16 Wochen zu Berlin bewirkt werden. 
Zur Beurkundung paba die beiderfeitigen Bevollmächtigten dieſen Vertrag 
in pri gleichlautenden Ausfertigungen unter Beidrückung ihrer Siegel eigen⸗ 
händig unterzeichnet. : 
So geſchehen zu Berlin, am 1. Juli 1872. 


(L. S.) Hitzigrath. (L. S.) Grave. 
(L. S.) Duddenhauſen. (L. S.) D. Ehmck. 
(L. S.) Scholz. 


Der vorſtehende Vertrag iſt ratifizirt und die Auswechſelung der Ratifi⸗ 
kations⸗Urkunden ift bewirkt worden. i^ fi 


(Nr. 8078.) Allerhöchſter Erlaß vom 23. Oktober 1872., betreffend den Tarif, nach welchem 
e das Brückengeld für die Benußung der feſten Nahebrücke zwiſchen 
Münfter a. Stein und Ebernburg im gewöhnlichen Strafen- und Per- 

ſonenverkehr bis auf Weiteres zu erheben ift. 


Auf Ihren Bericht vom 16. Oktober d. J. will Ich der Bayeri chen Aktien⸗ 
Blecha der Pfälziſchen Nordbahnen die Berechtigung zur Erhebung eines 
rückengeldes für die So CH der feſten Nahebrücke zwiſchen Münſter a. Stein 
und Ebernburg im gewöhnlichen Straßen- und Perſonenverkehr nach Maßgabe 
„des von Mir vollzogenen, wieder beigefügten Tarifs — unter Vorbehalt einer 
Reviſton von fünf zu fünf Jahren — hiermit verleihen. Dieſer Erlaß iſt mit 
dem Tarife durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 23. Oktober 1872. | 
EEN | Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Minifter für Handel „Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
1 und den Finanzminiſter. 


(Nr; 8077—8078.) Zo, 


— 650 — 


$5. 
nach welchem das Bruͤckengeld für die Benutzung der fejten Nahebruͤcke 


zwiſchen Muͤnſter a. Stein und Ebernburg im gewohnlichen Straßen⸗ 
| und Perſonenverkehr zu erheben ift. 


Vom 23. Oktober 1872. 


Es werden entrichtet: 

1) von einem Fußgänger, mit Ausnahme der Kinder 
unter zehn Jahren, welche frei ſin ay O VͤꝛdOU Bu 
2) für einen leeren oder beladenen Schubkarren, einſchließ⸗ 
lich des Führers. . a. Ou J. ID. ANICE. HG. NIG 
3) für ein Stück Vieh, inſoweit daſſelbe weder angeſpannt 
H e, DU een Lee centre e alte d gen ep 
Anmerkun A Von mehreren zuſammengehörigen 
Stücken Kleinvieh (Kälbern, Schaafen, Schwei⸗ 
nen u. ſ. w.) ſind nicht mehr als im Ganzen 

12 Kreuzer oder 3 Sgr. 6 Pf. zu entrichten. 
4) von einem Reiter, einſchließlich des Thieres ... 
5) für ein Fuhrwerk (Chaiſe, Wagen, Karren u. ſ. w.), 

einſchließlich der Zugthiere und des Führers: 

a) wenn daſſelbe noch mit anderen Perſonen beſetzt, 
oder wenn es beladen iſ EEN 
dan anderen Fällen 5201 7027, TE e 


reuzer Sgr. Pf. 


Befreiungen. 
Brückengeld wird nicht erhoben: 

1) von den Salinenarbeitern für ihre Perſon a 

2) von den Einwohnern von Münſter a. Stein und Ebernburg (ausfchließ- 
lich der Kurgäſte) für ſich, ihr Vieh und landwirthſchaftliches Fuhrwerk, 
ſofern es nicht zum erwerbsmäßigen Transport dient; 

3) von Equipagen und Thieren, welche den Hofhaltu der Königlichen 

) Säufer d unb Bayern und des DA 
Hauſes, ſowie den Königlichen Geſtüten angehören; 

4) von kommandirten Militairs einſchließlich der Gendarmerie, einberufenen 
Rekruten, Fuhrwerk und Thieren, welche der Armee oder Truppen auf 
dem Marſche angehören; ferner Kriegs⸗Vorſpanns⸗ und Kriegs⸗Lieferungs 
fuhren; 5) von 
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5) von öffentlichen Beamten und deren Fuhrwerk und Thieren bei Dienft- 
reifen, ſofern fie fid) durch Freikarten deshalb gehörig legitimiren; 

6) von Transporten, die für unmittelbare Rechnung des Staats geſchehen; 

7) von den ordentlichen Poſten nebſt deren Beiwagen, ſowie den auf Koſten 
des Staats beförderten Kurieren und Eſtafetten, ingleichen den von Poft- 
beförderungen ledig zurückkommenden fuhrwerken und Poſtpferden, 
von den Briefträgern und Poſtboten, ſowie von Perſonenfuhrwerken, 
welche durch Privatunternehmer eingerichtet und als Erſatz für ordent⸗ 
liche Poſten ausſchließlich zur Beförderung von Reiſenden und deren 
Effekten und von Poſtſendungen benutzt werden 

8) von Hülfsfuhren bei Feuersbrünſten und ähnlichen Nothfällen. 
Gegeben Berlin, den 23. Oktober 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


(Nr. 8079.) Beſtätigungs⸗Urkunde, betreffend den Uebergang des Betriebes und der Ber- 
waltung reſp. des Eigenthums des Niederſchleſiſchen Zweigbahn-Unter- 
nehmens auf die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 4. Novem⸗ 
ber 1872. l f 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 

Nachdem die Generalverſammlungen der Niederſchleſiſchen Zweigbahn⸗ 
me ven 25. Mai 1872. und der Oberſchleſiſchen eee oh 
vom 26. Juni 1872. ben 1 A des Betriebes und der Verwaltung, ſowie 
demnächſt des Eigenthums an dem geſammten Unternehmen der erſtgenannten 
Geſellſchaft auf die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft beſchloſſen und auf Grund 
dieſer Beſchlüſſe die hierzu ermächtigten beiderfeitigen Direktionen den anliegenden 
Vertrag vom . der 1872. vereinbart haben, wollen Wir, jedoch unbeſchadet 
der Rechte Dritter, diefe Beſchlüſſe beſtätigen, insbeſondere auch dem gedachten 
Vertrage Unſere landesherrliche Genehmigung hiermit ertheilen. 

Die gegenwärtige Urkunde nebſt Zubehör iſt durch die Geſetz-Sammlung 
bekannt zu machen. ) 

nii Mekundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigebrudtem 

Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 4. November 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplit. Leonhardt, Camphauſen. 


Nr. 8078—8079.) Ver⸗ 
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bt ag a Aa Mr 
zwiſchen i 
den nach dem Statut der Niederſchleſiſchen Zweigbahngeſellſchaft vom 
8. November 1844. kompetenten Verwaltungsvorſtaͤnden der genannten 
Bahn, naͤmlich: 
1) eset dirt B DN * Niederſchleſiſchen een, 
2) dem Mitgliede der Niederſchleſiſchen Zweigbahndirektion, Königlichen 
Geheimen Kommerzienrathe Wilhelm Lehfeldt, St jp 
3) dem ſtellvertretenden Mitgliede der Niederſchleſiſchen Zweigbahndirektion, 
Königlichen Kommerzienrathe Leopold Kempner, ſämmtlich zu Glogau, 
| unb 


der Oberſchleſiſchen Eifenbahngefellfchaftz vertreten durch bie Königliche 
Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn zu Breslau. 


Nachdem die Generalverſammlung der Aktionaire der Niederſchleſiſchen Zweig⸗ 
bahngeſellſchaft vom 25. Mai 1872. die Uebertragung der Verwaltung und des 
Betriebes, ſowie demnächſt des Eigenthums der Riederſchleſiſchen Zweigbahn an 
die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft beſchloſſen und die Generalverſammlung 
der Aktionaire dieſer Geſellſchaft vom 26. Juni ex. die Uebernahme der Ver⸗ 
waltung und des Betriebes, ſowie der en des Eigenthums der Nieder- 
ſchleſiſchen Zweigbahn unter ben von ber Geſellſchaft dieſer Bahn eſtellten 
Bedingungen genehmigt hat, pm Nied des Vertrages Seitens der General⸗ 
verſammlung der Aftionaire der Niederſchleſiſchen Sweigbahngefetfchaft bie nad) 
dem Statut kompetenten Pt rl ane, Seitens ber Seneca c 
der Aktionaire der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft die Königliche Direktion 
dieſer Bahn ermächtigt iſt, iſt folgender Vertrag zwiſchen den beſtellten Ver⸗ 
tretern abgeſchloſſen. s NIU. 
ud. den sdri i 


Sogleich nach Allerhöchſter Genehmigung dieſes Vertrages überträgt die 
Niederſchleſiſche Zweigbahngeſellſchaft bis zu dem nachſtehend im $. 7. ſtipulirten 
Eigenthumsübergange zunächſt den Beſitz des geſammten beweglichen und unbe⸗ 
weglichen Vermögens der Niederſchleſiſchen Zweigbahngeſellſchaft an die Ober⸗ 
ſchleſiſche Eſenbahngeſelſchaft, vertreten durch die Königliche Direktion der Ober⸗ 
ſchleſiſchen Eiſenbahn, übt denſelben aber bis zu Ende dieſes Jahres für dieſelbe 
aus und verwaltet und betreibt das Niederſchleſiſche Zweigbahn⸗Unternehmen bis 
dahin noch für ihre Rechnung durch ihre Organe; fie wird indeſſen bei wichtigen 
Verwaltungs, reſp. Betriebsdispoſitionen fid) zuvor mit der Königlichen Direktion 
der Oberſchleſiſchen Bahn verſtändigen. Mit 
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Mit bem 1. Januar 1873. übernimmt aber Verwaltung und Betrieb des 
Niederſchleſiſchen Zweigbahn⸗Unternehmens die Königliche Direktion der Ober- 
ſchleſiſchen Eifenbahn. Auf diefe Behörde gehen daher von dieſem Zeitpunkte ab 
alle in dem durch Allerhöchſte Order vom 8. November 1844. beſtätigten 
Geſellſchaftsſtatut und deffen Nachträgen den Generalverſammlungen, der Direktion, 
dem Ausſchuſſe, ſowie dem Syndikus beigelegten Befugniſſe, mit Ausnahme der 
in dieſem Vertrage ſpeziell gedachten Fälle, über. 

Ingleichen übt dieſelbe für die Niederſchleſiſche Zweigbahngeſellſchaft alle 
Befugniſſe aus, welche geſetzlich dem Vorſtande einer Aktiengeſellſchaft zuſtehen. 

Hinſichtlich der in Gemäßheit des oben erwähnten Statuts durch Wahl 
berufenen Verwaltungsvorſtände der Niederſchleſiſchen Zweigbahn wird ange⸗ 
nommen, daß dieſelben auf Lebenszeit gewählt worden ſind. 

Die Zahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes wird auf fünf und der 
Stellvertreter auf zwei verringert und ſind dieſe von den bei Uebertragung der 
Verwaltung vorhandenen aus ihrer Mitte zu wählen reſp. auszulooſen. 

Der Verwaltungsrath hat das Intereſſe der Niederſchleſiſchen Zweigbahn⸗ 
geſellſchaft gegenüber der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, ſoweit es fih um 
Erfüllung dieſes Vertrages handelt, mit wahrzunehmen. 

Die Sitzungen des Verwaltungsrathes wie auch der Generalverſammlung 
d Aktionaire der Niederſchleſiſchen Zweigbahn werden auch künftig in Glogau 
abgehalten. 

geh Jedoch findet die ordentliche Generalverſammlung nicht mehr jährlich, ſon⸗ 
dern zuerſt wieder im Jahre 1875. und ſodann jedes fünfte Jahr und zwar zu 
dem Zwecke ſtatt, um in Gemäßheit der oben getroffenen Feſtſetzung die Neu⸗ 
wahlen für die nach Ablauf ihrer Amtsdauer ausſcheidenden, ſowie die inmittelſt 
wegen anderer Urſachen etwa ausgetretenen Mitglieder des Verwaltungsrathes 
reſp. Stellvertreter zu vollziehen. 
9 


$. 2. 

Die vom 1. Januar 1873. von der Königlichen Direktion der Ober- 
ſchleſiſchen Eiſenbahn zu übernehmende Verwaltung und Betriebsführung erfolgt 
von dem gedachten Zeitpunkte ab für Rechnung der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft. Auf letztere gehen demnach von dieſem Zeitpunkte ab die geſammten 
Nutzungen und Laſten des Vermögens der Niederſchleſiſchen Zweigbahngeſellſchaft 
Ce jede weitere Beſchränkung, als in dieſem Vertrage ſelbſt näher beſtimmt 
Ut, über. 

Insbeſondere fließt der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft der geſammte, 
nach Abzug der Verwaltungs⸗ Unterhaltungs⸗ und Betriebskoſten, ferner der 
Rücklagen zu dem Referve und Erneuerungsfonds, ſowie der zur planmäßigen 
Verzinſung und Tilgung der jetzigen Anleihen der Niederſchleſiſchen Zweigbahn⸗ 
men und zur Beſtreitung der ſtaatlichen Eiſenbahnabgabe erforderlichen 

eträge etwa verbleibende Reinertrag ausſchließlich zu. 


S. 3. 


Die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet fid) hiermit, aus dem 
ſtatutmäßigen Reinertrage ihres Unternehmens den Inhabern der Stamm- und 
Jahrgang 1872. (Nr. 8079.) 90 Stamm⸗ 
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Stamm⸗Prioritätsaktien der Niederſchleſiſchen Zweigbahngeſellſchaft eine feſte, 
den Vorzug vor der Dividende der Stammaktien und der künftig etwa zu kon⸗ 
zeſſionirenden Prioritäts⸗Obligationen der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft ge- 
nießende, jedoch der den Aktionairen der Wilhelmsbahngeſellſchaft im §. 3. des 
Vertrages vom 18. reſp. 19. Dezember 1869. gewährleiſteten Rente von fünf 
Prozent ihres Stamm- rein. Stamm⸗Prioritätsaktien⸗Kapitals und der den Ak⸗ 
tionairen der Neifje-Brieger Eiſenbahngeſellſchaft im §. 3. des Vertrages vom 
30. rejp. 31. Dezember 1869. gewährleiſteten Rente von vier und ein halb Pro- 
ent ihres Stammaktien⸗Kapitals in der Rangordnung nachſtehende jährliche 
ente von vier und ein halb Prozent des Nominalbetrages ihrer Stamm⸗ reſp. 
Stamm⸗Prioritätsaktien zu zahlen. 

Die Zahlung der Rente erfolgt gegen Rückgabe des den Aktien beigefüg⸗ 
ten Dividendenſcheins des betreffenden Jahres in Glogau, Breslau, Berlin und 
an den ſonſt von der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft zu beſtimmenden Zahl⸗ 
Dellen und wird am 1. April des nächſtfolgenden Jahres — alfo zuerſt am 
1. April 1874. — fällig. Nach Einlöſung der jetzt ausgegebenen Dividenden⸗ 
ſcheine ſollen Zinskupons und Talons nach dem beigefügten Formulare aus⸗ 

, gehändigt werden, wonach demnächſt die Zahlung der jährlichen Rente in zwei 
halbjährigen Raten am nächſten folgenden 1. Juli und 2. Januar erfolgt. 

Dividendenſcheine reſp. Zinskupons, welche nicht innerhalb vier Jahren 
nach dem Fälligkeitstermine zur WEE der Zahlung präſentirt werden, 
verfallen ohne Weiteres zum Vortheile ber Penſions- und Unterſtützungskaſſe 
der Niederſchleſiſchen Zweigbahn. 


$. 4. 


Die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft offerirt hierdurch allen Aktionairen 
der Niederſchleſiſchen Zweigbahn den binnen einer präkluſiviſchen Friſt von drei 
Monaten zu bewirkenden Umtauſch von je vierhundert Thaler Nominalbetrag 
drei und ein halbprozentiger Prioritäts Obligationen der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn 

egen je dreihundert Thaler . der Niederſchleſiſchen Zweigbahn⸗ 
tamm. reſp. Stamm⸗Prioritätsaktien nebſt einer Konvertirungsprämie von 
ſechs Thaler baar für jede Hundert Thaler Nominalbetrag einer Niederſchleſiſchen 
Zweigbahn⸗Stamm⸗ reſp. Stamm⸗Prioritätsaktie. 

Die vorerwähnte Umtauſchfriſt beginnt am Tage nach der letzten, die Auf 
forderung zum Umtauſch enthaltenden öffentlichen Bekanntmachung, welche drei⸗ 
mal in Zwiſchenräumen von je vierzehn Tagen in die zur Aufnahme der Gefell- 
ſchafts⸗Veröffentlichungen beſtimmten Blätter einzurücken iſt. 

Durch dieſen Umtauſch, wobei die umzutauſchenden Aktien nebſt den noch 
nicht fällig gewordenen Dividendenſcheinen reſp. Zinskupons auszuhändigen find, 
tritt die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft ohne Weiteres in die Rechte der 
ſolchergeſtalt abgefundenen Aktionaire der Niederſchleſiſchen Zweigbahn. 

Für die beim Umtauſch, welcher in Glogau, Breslau und Berlin ſtatt⸗ 
finden wird, etwa nicht mit abgelieferten Dividenden» reſp. Zinsſcheine ift deren 
oben bezeichneter Werthbetrag vom Aktionair an die Oberſchleſiſche Eiſenbahn, 
geſellſchaft zu vergüten. Die von der Oberſchleſiſchen Ea ggg ga 
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dieſe Weiſe erworbenen Niederſchleſiſchen Zweigbahn-Aktien werden für immer 
außer Kurs geſetzt. 

Die drei und ein halbprozentigen Zinſen der an Stelle der Niederſchleſiſchen 
Zweigbahn⸗Aktien tretenden Prioritäts⸗Obligationen werden in halbjährlichen Raten 
deck und zunächſt auf die der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft zufließenden 

eberſchüſſe der Niederſchleſiſchen Zweigbahn, beziehungsweiſe auf die Dividende 
der von ihr erworbenen Niederſchleſiſchen Zweigbahn⸗Aktien und, ſoweit dieſe 
Beträge zur Deckung der Zinſen nicht ausreichen ſollten , auf ben Ertrag der 
Oberſchleſiſchen Eiſenbahnſtrecken radizirt. Bezüglich des letzteren bleibt jedoch 
den bereits früher für das Unternehmen der Niederſchleſiſchen Zweigbahn und 
dasjenige der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn SEA Prioritäts⸗Obligationen, 
imgleichen der durch den unter dem 28. Mai 1866. Allerhöchſt genehmigten 
Vertrag vom 23. März 1866. den Aktionairen der Stargard⸗Poſener Eiſenbahn 
gewährleifteten Rente von vier und ein halb Prozent ihres Stammaktien⸗Kapi⸗ 
kals, ferner der durch den Vertrag vom 18. rn, 19. Dezember 1869. den Af- 
tionairen der Wilhelmsbahn gewährleiſteten Rente von fünf Prozent ihres 
Stamm- und Stamm. Prioritätsaktien⸗Kapitals und der durch den Vertrag vom 
30. reſp. 31. Dezember 1869. den Aktionairen der Neiſſe⸗Brieger Eiſenbahn ge- 
währleiſteten Rente von vier und ein halb Prozent ihres Stammaktien⸗Kapitals 
das Vorzugsrecht vorbehalten. 

Die zum Zwecke der Ausführung dieſes Vertrages zu kreirenden Priori⸗ 
täts⸗ Obligationen, im Geſammtbetrage von zwei Millionen dreimalhundert 
Tauſend gab unterliegen vom 1. Januar 1883. ab ber allmäligen Amorti- 
fatton durch Auslooſung, wozu jährlich ein halbes Prozent des Nominalbetrages 
derſelben verwendet werden foll. 


§. 5. 


Den bisherigen Prioritätsgläubigern ber Niederſchleſiſchen Zweigbahngeſell⸗ 
ſchaft bleiben d Vor ugsrechte auf die Niederſchleſiſche Zweigbahn, sel Bes 
triebsmittel und Betriebseinnahmen ungeſchmälert vorbehalten. 

Jedoch foll die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft berechtigt fein, Namens der 
Niederſchleſiſchen Zweigbahngeſellſchaft, die auf dem Niederſchleſiſchen Zweigbahn⸗ 
Unternehmen ruhenden Prioritäts⸗Anleihen unter den Bedingungen der betreffen- 
den Privilegien zu der ihr hierfür geeignet erſcheinenden Seit zu kündigen und 
einzulöſen, 0 bald fie die Mittel zur Einlöſung zur Verfügung ſtellt. 

Bis zu dieſer Einlöſung reſp. bis die Prioritäten im Wege der Amortiſation 
oder ſonſt bezahlt fein werden, verwaltet die Königliche Direktion der Oberſchle⸗ 
ſiſchen Eifenbabn die Niederſchleſiſche Zweigbahn nebſt allem Betriebsmaterial 
und ſonſtigem Zubehör als einen getrennten Vermögenskomplex und bewahrt 
dieſelbe durch ordnungsmäßige Unterhaltung, namentlich durch gehörige Ergän⸗ 
zung aller Abgänge und durch die den ſtatutariſchen Beſtimmungen der Nieder⸗ 
ſchleſiſchen Zweigbahn und den ftaatlichen Anordnungen entſprechenden Rücklagen 
zu den Reſerve- und Erneuerungsfonds, vor einer Werthsminderung. 

Zum Zwecke der Vereinfachung der für die Niederſchleſiſche Zweigbahn zu 
führenden getrennten Rechnung wird feſtgeſetzt, daß die Niederſchleſiſche Zweig- 
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bahn an ſämmtlichen Betriebsausgaben des Oberſchleſiſchen Eiſenbahn⸗Unter⸗ 
nehmens in folgender Weiſe partizipirt: 


a) an den Koften für die allgemeine Verwaltung nach Verhältniß der 
Meilenzahl der zu den beiderſeitigen Unternehmen gehörigen Bahnen; 


b) an den Koſten für die Bahnverwaltung nach Maßgabe der wirklichen 
Ausgaben; 


e) an den Koſten für die Transportverwaltung, ſoweit dieſelben für die 
zum Oberſchleſiſchen Unternehmen gehörigen Lokomotiv⸗Eiſenbahnen ge⸗ 
meinſchaftlich verrechnet werden, in nachſtehenden Verhältniſſen: 

a) nach Verhältniß der Wagenachsmeilen: 
1) an folgenden Ausgaben des Betriebs⸗Etats: 
Titel V. (Koſten des Bahntransports): 
A. Schmier⸗ und Putzmaterial für Wagen, 
B. Unterhaltung und Ergänzung der Wagen nebſt 
Zubehör, 
Titel VI. (Verſchiedene Ausgaben): 
C. Miethe und Reparaturkoſten fremder Wagen, 
2) an folgenden Ausgaben des Erneuerungsfonds: 
Titel IV. (Erneuerung des Wagenparks), 
EI nach dem Durchſchnitte der beiden Verhältniſſe der Wagenachs- unb 
der Lokomotip⸗Nutzmeilen: 
1) an folgenden Ausgaben des Betriebs-Etats: 
Titel I., C. Beſoldungen, 
Titel II., C. Andere perſönliche Ausgaben, 
Titel III., C. Sächliche Verwaltungskoſten, 
Titel V., Koſten des Bahntransports (ſoweit ſie nicht die 
Wagen betreffen), 
Titel VI., C. Verſchiedene Ausgaben (mit Ausſchluß derjenigen 
für Wagen), 
2) an folgenden Ausgaben des Erneuerungsfonds: 
Titel III. (Erneuerung der Lokomotiven und Tender). 


Den Gläubigern des Oberſchleſiſchen Eiſenbahn-Unternehmens ſoll erft nach 
völliger Befriedigung der Prioritätsgläubiger der Niederſchleſiſchen Zweigbahn 
und nach dem im F. 7. ſtipulirten Eigenthumsübergange das Vermögen der 
Miederſchleſiſchen Zweigbahn haftbar werden. T 


e 
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Als Selbſtſchuldnerin tritt die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft in die 
9 der Niederſchleſiſchen Zweigbahn bisher kontrahirten Weioritäts-Obfigationen 
nicht ein, 

Gegenüber den bisherigen Prioritäts⸗ und ſonſtigen Gläubigern der Nieder- 
ſchleſiſchen Zweigbahngeſellſchaft behält diefe ihren Gerichtsſtand in Glogau und 
jet in dieſer Beziehung die Königliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eifenbahn 

er Gerichtsbarkeit in Glogau unterworfen ſein. 

Im Uebrigen hat für die Folge die Niederſchleſiſche Zweigbahngeſellſchaft 
ihren Sitz und ihren Gerichtsſtand im Domizile der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft. 

$. 6. 


Die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft ijt berechtigt, den noch unverwen⸗ 
deten Theil des Erlöſes der fünfprozentigen Prioritäts⸗Obligationen der Nieder- 
ſchleſiſchen Zweigbahngeſellſchaft Litt. D. zu den im Allerhöchſten Privilegium 
vom 6. Dezember 1869. (Geſetz⸗Samml. 1869. S. 1189.) angegebenen Zwecken 
nach Maßgabe des Bedürfniſſes zu verwenden. 


6. 7. 


Die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft foll berechtigt fein, nach erfolgter 
Löſung der Fife der Niederſchleſiſchen Zweigbahngeſellſchaft und deren Priori 
tätsgläubigern beſtehenden Schuldverhältniſſe ſämmtliche in Gemäßheit des $ 4. 
dieſes Vertrages nicht umgetauſchten Stamm- refy. Stamm ⸗Prioritätsaktien 
der Niederſchleſiſchen Zweigbahn gegen Zahlung deren Nominalbetrages nach 
einer drei Monate vorhergehenden Aufforderung als Liquidationswerth einzulöſen 
und die Einlöſungsſumme der nicht nach Ablauf der drei Monate zur Einlöſung 
präſentirten Stamm- reſp. Stamm Prioritätsaktien gerichtlich zu deponiren. 
Hierdurch wird die Niederſchleſiſche Zweigbahn mit ihrem geſammten beweglichen 
und unbeweglichen Zubehör, insbeſondere mit ihrem Betriebsmaterial, dem Ne, 
ferve» und Erneuerungsfonds, überhaupt mit allen, dem Unternehmen der 
Niederſchleſiſchen Zweigbahn anklebenden Rechten und Verpflichtungen ohne 
Weiteres Eigenthum der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft und die Auflöſung 
der Necberſchleſſchen Zweigbahngeſellſchaft ohne Weiteres herbeigeführt, deren 
Geier die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft für eigene Rechnung hierdurch 
übernimmt. Bä: 

Die Niederſchleſiſche Zweigbahngeſellſchaft ij nicht berechtigt, in anderer 
Weiſe ihre Auflöſung zu beſchließen, den Gegenſtand ihres Unternehmens zu 
ändern oder auszudehnen, oder Beſtandtheile ihres Eigenthums zu veräußern 
oder zu verpfänden, oder ihr Grundkapital durch Emiſſion von Aktien oder An- 
leihen zu erhöhen. VI A Wi ru 

Die Nummern der in Gemäßheit des F. 4. nicht eingetauſchten Nieder⸗ 
ſchleſiſchen Zweigbahn⸗Aktien, welche in Folge der vorbemerkten Kündigung zur 
beſtimmten Zahlungszeit nicht zur Einlöſung präſentirt werden möchten, werden 
zehn Jahre hintereinander Behufs Empfangnahme der Zahlung jährlich öffentlich 
aufgerufen. 
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Diejenigen Aktien, welche nicht innerhalb eines Jahres nach dem letzten 
öffentlichen Aufrufe zur Einlöſung präſentirt ſind, werden durch dieſe Säumniß 
ohne Weiteres werthlos, welches alsdann unter Angabe der Nummern der 
werthlos gewordenen Aktien öffentlich bekannt gemacht wird. Die Koſten dieſer 
Bekanntmachungen werden aus dem auf die nicht 1 Aktien fallenden 
Kapitalbetrage entnommen, deffen Ueberſchuß ſodann der Beamten⸗Penſions⸗ 
und Unterſtützungskaſſe der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn zufällt. 

Bei der Einlöſung der Aktien ſind die beim Ablaufe jener im Eingange 
dieſes Paragraphen ſtipulirten dreimonatlichen Kündigungsfriſt noch nicht zahl⸗ 
fälligen Dividendenſcheine reſp. Zinskupons mit abzuliefern, widrigenfalls der Geld. 
betrag derſelben von der Abfindung in Abzug gebracht wird. 


§. 8. 

Mit der Uebernahme der Verwaltung und des Betriebes der Niederfchle- 
ſiſchen Zweigbahn geht zugleich das temm Beamten- und Dienſtperſonal ber 
Niederſchleſiſchen Zweigbahn in den Dienft der Königlichen Direktion der Ober- 
ſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft über, welche in die mit demſelben geſchloſſenen 
Verträge eintritt. i b 

iejenigen Oberbeamten inkl. des Betriebsdirektors, welche in ihren jetzigen 
Stellungen bei Auflöſung der ſeitherigen Verwaltung nicht fortbeſchäftigt werden 
können, erhalten die ihnen nach Vertrag zuſtehenden Intraden reſp. eine dafür 
zu vereinbarende Abfindungsſumme gewährt, ohne daß ſie gezwungen ſind, ander⸗ 
weite Geſchäfte zu übernehmen. OS 

Die für die Beamten der Niederſchleſiſchen Zweigbahn, deren Wittwen 
und Kinder beſtehende Penſions⸗ und Unterſtützungskaſſe, ſowie die für Beamte 
und Arbeiter beſtehende Krankenkaſſe bleiben nach den betreffenden Statuten be⸗ 
ſtehen, wenn nicht mit Zuſtimmung der beiderſeitigen Berechtigten eine Ver⸗ 
einigung der genannten Kaſſen mit den entſprechenden der Oberſchleſiſchen Bahn 
u Stande kommt. Die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft tritt in alle rück⸗ 
he der erwähnten Kaſſen von der Niederſchleſiſchen Zweigbahn übernommenen 
Verbindlichkeiten ein. T 


Die auf das Jahr 1872. fallende Dividende der Aktionaire der Nieder⸗ 
ſchleſiſchen Zweigbahn wird von der Königlichen Direktion der Oberſchleſiſchen 
Eiſenbahn berechnet und nach Anhörung des Gutachtens des Verwaltungsrathes 
der Niederſchleſiſchen Zweigbahn vom Königlichen Handelsminiſterium feſtgeſetzt. 


$. 10. 


Die in Folge dieſes Vertrages erforderlichen Nachträge zu den Statuten 
der kontrahirenden Geſellſchaften ſollen ſofort der Könglichen Staatsregierung 
Behufs Herbeiführung der Allerhöchſten Genehmigung vorgelegt werden. 


$. 11. a 
Die Hoffen dieſes Vertrages inkl. des Stempels trägt die Oberſchleſiſche 
Eiſenbahngeſellſchaft. E 
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Behufs Betechnung der Stempel wird bemerkt, daß das Kau eld zu 4 
für das Mobiliar- und zu 3 für das Immobiliarvermoögen der së elt, 


Glogau, ben 27. Juli 1872. Breslau, den 6. Auguſt 1872. 
Vorſitzender Direktor der Nieder- Königliche Direktion der Ober- 
ſchleſiſchen Zweigbahn: ſchleſiſchen Eiſenbahn. 

Robert Berndt. Lentze. Dieckhoff. Grapow. 
Direktor der Niederſchleſiſchen Förſter. Fled. 
Zweigbahn: 


Wilhelm Lehfeldt. 


Stellvertretender Direktor der 
Niederſchleſiſchen Zweigbahn: 
Leopold Kempner. 


Talon 
zu der 
Aktie der Niederſchleſiſchen Zweigbahngeſellſchaft 
N 
Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deffen Rückgabe vom .......... ab 
an den durch öffentliche Bekanntmachung bezeichneten Stellen die .. te Serie der 
Zinskupons für die Jahre NS ouo „ſofern nicht von dem Inhaber 


der Aktie bei der unterzeichneten Direktion rechtzeitig Widerſpruch dagegen er⸗ 
hoben wird. 


Breslau, den enn 18. 
Königliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn. 
(Trockener Stempel.) (Unterſchrift in Fakſimile.) 


(Nr. 8079.) 2 Thlr. 


2 Thlr. 7% Sgr. Serie I. M 1. 


Erſter Zinskupon | E i ën 


— 


Zwei Thaler ſieben und einen halben Silbergroſchen hat Inhaber dieſes Kupons 
DONE ee e ab aus der Hauptkaſſe der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn und 
an den durch öffentliche Bekanntmachung bezeichneten Stellen zu erheben. Dieſer 
Kupon wird ungültig und werthlos, wenn er nicht binnen vier Jahren nach 
dem Fälligkeitstermine zur Zahlung präſentirt wird. Í 
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SAAI L Pak Dan; ee Ti eee 18.. 
Königliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn. 
(Trockener Stempel.) (Unterſchrift in Fakſimile.) 


Bekanntmachung. 


Stu Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872. (Geſetz-Samml. S. 357.) 
ſind bekannt gemacht: 

1) das Allerhöchſte Privilegium vom 4. September 1872. wegen Ausgabe 
auf den Inhaber lautender Obligationen der Stadt Berncaſtel zum 
Betrage von 40,000 Thalern durch das Amtsblatt der Königlichen 
Regierung zu Trier Nr. 44. S. 203. bis 205., ausgegeben den 
31. Oktober 1872.; ps 

2) das Allerhöchſte Privilegium vom 4. September 1872. wegen Ausgabe 
von auf jeden Inhaber lautenden Obligationen der Stadt Kiel im Be⸗ 
trage von 500,000 Thalern oder 1,500,000 Mark durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 52. S. 351. bis 353., aus⸗ 
gegeben den 25. Oktober 1872. : 

3) der Allerhöchſte Erlaß vom 7. September 1872. und der durch denſelben 
genehmigte zweite Nachtrag zu dem Reglement der landſchaftlichen Feuer⸗ 
Verſicherungsgeſellſchaft für Weſtpreußen vom 16. Februar 1863. durch 
die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 39. S. 165., ausgegeben 
den 28. September 1872., i 

der Königl. Regierung zu Bromberg Nr. 39. S. 260/261, aus⸗ 
gegeben den 27. September 1872. (f. auch Geſetz⸗Samml. 
S. 640. sub 13.). 


Redigirt im Büreau des Staats-⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 
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